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flikte außerhalb der anhängigen Verfahren erreicht 
worden. Viele Richter werden im Zusammenwirken 
mit gesellschaftlichen Kräften der Wohngebiete oder 
auch der Betriebe bei der Klärung mietrechtlicher 
Streitigkeiten tätig und erzielen hierbei positive Er­
gebnisse. Auch bei der gründlichen Vorbereitung der 
Verfahren sind Fortschritte erzielt worden. So sind 
bei einer Reihe von Kreisgerichten des Bezirks Erfurt 
gemeinsam mit den Schöffen Festlegungen über die 
Einbeziehung von Vertretern gesellschaftlicher Kollek­
tive getroffen und in Zusammenarbeit mit der Nationa­
len Front auch vor der Verhandlung Hausversamm­
lungen unter Mitwirkung von Richtern oder Schöffen 
durchgeführt worden.
Insgesamt gesehen ist die Teilnahme der Werktätigen 
jedoch recht unterschiedlich. So haben die Berliner 
Stadtbezirksgerichte nach der 3. Plenartagung des Ober­
sten Gerichts kaum noch vor erweiterter Öffentlich­
keit verhandelt. Welche Erfolge sich bei der Verhand­
lung eines geeigneten Verfahrens vor erweiterter Öf­
fentlichkeit erzielen lassen, zeigt eine gut vorbereitete 
Vehandlung des Kreisgerichts Stralsund (Stadt) gegen 
einen hartnäckigen Mietschuldner. Bereits vorher war 
mit der Hausgemeinschaftsleitung und Vertretern des 
Wohnbezirksausschusses der Nationalen Front beraten 
worden. Zur Verhandlung waren der Vorsitzende der 
HGL, die übrigen Hausbewohner, Funktionäre der Na­
tionalen Front, der Wohnparteiorganisation, der Kom­
mission für Wohnungswesen und der Kommission für 
Ordnung und Sicherheit, die örtliche Presse und über 
die KWV andere säumige Mietzahler eingeladen wor­
den. Nach gründlicher Verhandlung endete das Ver­
fahren mit einem Vergleich, in dem sich der Mietschuld­
ner verpflichtete, die Mietrüdestände ratenweise zu 
begleichen und künftig die Miete pünktlich zu bezah­
len. Gleichzeitig verpflichtete sich der Vermieter, In­
standsetzungsarbeiten in der Wohnung innerhalb be­
stimmter Fristen vornehmen zu lassen. Im Anschluß 
an die Verhandlung fand eine lebhafte Aussprache über 
Probleme des Wohnungsmietrechts statt. Das Verfah­
ren wurde in der „Stralsunder Rundschau“ ausgewertet. 
Alsbald nach der Verhandlung und der Pressever­
öffentlichung haben eine größere Anzahl Mietschuldner 
über 3000 MDN Mietrückstände bei der KWV abge­
deckt.
In den Bezirken Dresden und Potsdam sind gute Er­
fahrungen mit der Einbeziehung gesellschaftlicher 
Kräfte bei Verhandlungen im Wohngebiet der Miet­
parteien gemacht worden. Das ist in geeigneten Fällen 
eine gute Methode, um eine umfassendere Teilnahme 
von Mitgliedern der Hausgemeinschaften und Vertre­
tern der Wohnbezirksausschüsse der Nationalen Front 
zu erreichen, vor allem schon deshalb, weil sie hierbei 
ohne großen Zeitaufwand an der Überwindung von 
Konflikten in ihrem Wohngebiet mitwirken können. 
Voraussetzung dafür ist, daß — wie es der Rechts­
pflegeerlaß ausdrücklich fordert — die Verhandlung 
zu einer Tageszeit stattfindet, die den Bürgern die Teil­
nahme ermöglicht. Diese Verfahren zeichnen sich meist 
auch dadurch aus, daß die streitenden Parteien durch 
die sachkundige Mitwirkung der gesellschaftlichen 
Kräfte von der Notwendigkeit bestimmter Maßnahmen 
im Hause überzeugt werden und die Berechtigung der 
an sie gestellten Forderungen einsehen. Für Verhand­
lungen im Wohngebiet sind insbesondere Verfahren 
wegen Instandsetzungsansprüchen, Räumungsklagen 
wegen erheblicher Belästigung und dringenden Eigen­
bedarfs sowie richtig ausgewählte Verfahren wegen 
Mietrückständen geeignet.
Die Untersuchungen durch das Oberste Gericht haben 
jedoch auch ergeben, daß einige Kreisgerichte die Mit­
wirkung gesellschaftlicher Kräfte in Mietsachen teil­
weise noch als zeitraubende Mehrarbeit betrachten, teil­

weise aber auch nicht die Möglichkeiten zur Fortsetzung 
der bereits vor dem Gerichtsverfahren begonnenen 
gesellschaftlichen Einwirkung erkennen. Die Bezirks­
gerichte müssen deshalb positive Beispiele verallgemei­
nern und darauf hinwirken, daß die gesellschaftliche 
Wirksamkeit der Mietrechtsprechung wie der gesam­
ten Zivilrechtsprechung erhöht wird. Auch insoweit 
müssen sie die Kreisgerichte operativ an Ort und 
Stelle anleiten.
Ein Überblick über die Tätigkeit der Schiedskom­
missionen in Berlin und im Bezirk Schwerin ergibt, 
daß alle bereits verhältnismäßig häufig mit Miet­
streitigkeiten befaßt waren. Sie haben sich dieser Auf­
gabe mit großem Verantwortungsbewußtsein gewidmet 
und sachkundige Beratungen durchgeführt, die positive 
Auswirkungen hatten.
Die Zusammenarbeit der Gerichte mit den zuständigen 
örtlichen Staatsorganen und den KWV hat sich wesent­
lich verbessert So besteht z. B. zwischen dem Kreis­
gericht Schönebeck, der KWV und den in Betracht 
kommenden Staatsorganen ein ständiger enger Kon­
takt. Im Zusammenwirken aller Organe konnten be­
reits eine ganze Anzahl von Konflikten auf unbürokra­
tische Weise gelöst werden. Sind andere Staatsorgane, 
z. B. die Hygiene-Inspektion, Staatliche Bauaufsicht 
usw., in die Lösung solcher Konflikte einbezogen wor­
den, dann behält das Kreisgericht die Sache bis zu ihrer 
Erledigung im Auge. Sichtbarer Ausdruck einer besse­
ren Zusammenarbeit sind auch die von den Dresdener 
Stadtbezirksgerichten und dem Rat der Stadt Dresden 
gemeinsam ausgearbeiteten Empfehlungen für die Ar­
beit der staatlichen Wohnungsverwaltungen.
In den Kreisen Stendal und Schönebeck sind Wohnungs­
mietberatungsstellen gebildet worden, denen neben 
Zivilrichtern u. a. Mitarbeiter der KWV, der Abt. Wohn­
raumlenkung, der Ständigen Kommission für Woh­
nungswesen und der Hygiene-Inspektion angehören. 
Wegen der Komplexität von Mietkonflikten scheint 
durch dieses Gremium die allseitige Beratung der Bür­
ger in Wohnungsangelegenheiten gewährleistet zu sein. 
Bei guter Arbeit dieser Beratungsstellen ist auch zu 
erwarten, daß eine Reihe von Mietkonflikten auf diese 
Weise außergerichtlich gelöst werden können. Es wird 
zu beobachten sein, wie sich die Arbeit der Beratungs­
stellen auswirkt und inwieweit die dabei gesammelten 
Erfahrungen auch hinsichtlich der Organisation dieser 
Stellen verallgemeinerungsfähig sind.
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